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Zulässigkeit und Grenzen von Koppelungsgeschäften zwischen 
Betriebsrat und Arbeitgeber 

A. Einleitung 

I. Einführung in die Thematik 

„Erst kabbeln, dann koppeln“, titelte die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
am 07.02.2007. Die Autorin1 beschreibt in ihrem Artikel die Problematik 
so genannter Koppelungsgeschäfte in der betrieblichen Praxis und stellt die 
Frage, wo die Grenze zwischen gelebter Mitbestimmung und Rechtsmiss-
brauch verläuft. Der Beitrag geht darauf ein, dass „Deals“ zwischen den 
Betriebspartnern in deutschen Unternehmen nicht nur von Betriebsrats- 
sondern auch von Arbeitgeberseite initiiert werden und sowohl im Bereich 
der betrieblichen Mitbestimmung als auch im Rahmen der Mitbestimmung 
auf Unternehmensebene zwischen Anteilseigner- und Arbeitnehmervertre-
tern im Aufsichtsrat Gang und Gebe seien. Die Autorin schildert folgendes 
Szenario: Ein Arbeitgeber benötigt für die Bearbeitung von Reparaturauf-
trägen dringend bestimmte Ersatzteile. Nachdem die Lieferung der Ersatz-
teile mit großer Verspätung eintrifft, ist die Erfüllung der Aufträge in der 
Regelarbeitszeit nicht mehr möglich. Die Arbeitgeberin bittet den Betriebs-
rat daher um Zustimmung zur Anordnung von Überstunden. Dieser erklärt, 
er stimme Überstunden nur zu, wenn im Gegenzug die befristeten Verträge 
dreier Mitarbeiter verlängert werden. 

Derartige Verhaltensweisen empfinden Arbeitgeber als Erpressung oder 
Kuhhandel. Sie selbst handeln von Zeit zu Zeit jedoch ähnlich. Im promi-
nenten Fall Volkswagen erkaufte sich der Arbeitgeber die Zustimmung sei-
ner Betriebsräte gelegentlich für satte Boni und Lustreisen. Arbeitnehmer-
vertretern in Aufsichtsräten wird ihre Zustimmung von Arbeitgeberseite 
bisweilen ebenfalls mit sachfremden Zugeständnissen abgekauft. Diese 
Beispiele zeigen, dass es keinesfalls nur die Arbeitnehmervertreter in den 
Mitbestimmungsgremien sind, die versuchen, Vorteile aus ihrer Position 
für sich oder die Belegschaft herauszuschlagen. Auch die Arbeitgeberseite 
ist versucht, die ihr von Zeit zu Zeit lästige Mitbestimmung dadurch ange-
nehmer zu gestalten, dass sie sich die Gunst der Arbeitnehmervertreter in 
den Gremien „verdient“, sei es durch Zugeständnisse in anderen Bereichen 
oder durch die Gewährung direkter Vorteile für einzelne Mandatsträger. In 
diesen Fällen verspricht der Arbeitgeber seinem Betriebsrat etwa ein Ent-
gegenkommen in der einen Angelegenheit, um zeitnah dessen Zustimmung 

                                                 
1  Melanie Amann. 
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in einer anderen, mitbestimmungspflichtigen Angelegenheit zu erhalten. So 
soll ein großer süddeutscher Automobilhersteller die Produktion eines neu-
en Getriebetyps am eigenen Standort für den Fall in Aussicht gestellt ha-
ben, dass der Betriebsrat einer starken Arbeitszeitflexibilisierung für den 
gesamten Betrieb zustimmt2. In dieser spiegelbildlichen Situation sind die 
rechtliche Ausgangssituation sowie die sich ergebenden Fragestellungen 
aufgrund der differenten Rechtsstellung des Arbeitgebers3 jedoch nicht 
kongruent zu den Konstellationen, in denen der Betriebsrat eine Koppe-
lungsforderung stellt.  

Die nachfolgende Untersuchung beschränkt sich daher ausschließlich auf 
die Untersuchung von Koppelungsgeschäften im Bereich der betrieblichen 
Mitbestimmung, die von Seiten des Betriebsrats initiiert werden. Die Ent-
scheidungsfindung zwischen der Anteilseigner- und Arbeitnehmerseite in 
Aufsichtsräten ist nicht Thema dieser Arbeit. Ebenso wenig sind von Ar-
beitgeberseite initiierte Koppelungsgeschäfte Gegenstand der Untersu-
chung. Bei der Wahl der Thematik wurde nicht übersehen, dass derlei Ge-
schäfte in der Praxis an der Tagesordnung sind und auch zukünftig in deut-
schen Betrieben geschlossen werden. Die Tatsache, dass die Betriebspart-
ner in der betrieblichen Praxis derlei Vereinbarungen eingehen, macht aber 
eine genaue Untersuchung der rechtlichen Grundlagen sowie der Grenzen 
der, mit dem Mittel des Koppelungsgeschäfts gelebten, Mitbestimmung 
nicht überflüssig, weil in diesem Bereich zahlreiche ungeklärte Rechtsfra-
gen existieren und es für die Arbeitgeberseite wichtig ist, verlässlich ei-
nordnen zu können, wann der Betriebsrat unzulässige Forderungen stellt. 
Dass der Betriebsrat seine Interessen bisweilen durch den Abschluss von 
Koppelungsgeschäften durchzusetzen sucht, ist zunächst einmal eine Tat-
sache. Rechtlich relevant wird sie, wenn die Rechtsordnung dieses Verhal-
ten billigt oder dem Betriebsrat Mittel zur Realisierung und Durchsetzung 
von Koppelungsgeschäften zur Verfügung stellt4. Ob dies der Fall ist, wird 
nachfolgend untersucht.  

 

II. Problemstellung 

1. Koppelungsgeschäfte in der Praxis  

Die vorstehend geschilderten Koppelungsgeschäfte zwischen den Be-
triebspartnern sind ein Phänomen der betrieblichen Mitbestimmung in 
                                                 
2  Stuttgarter Zeitung Nr. 226 vom 26.09.2008, S. 13. 
3  Hierauf wird unter: D. V. näher eingegangen. 
4  Allgemein: Kraft, ZfA 1983, 171, 173. 


